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Schriftliche Anfrage Beda Baumgartner betreffend Mindestlohn, Arbeitsver-
träge und Uber-Stand der Dinge  P255506 
 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Schreibensentwurf an 
den Grossen Rat. 

 

Begründung 

Der Kanton Basel-Stadt befasst sich mit der rechtlichen Qualifikation der Tä-
tigkeit von Uber BV im Rahmen der geltenden arbeits- und sozialversiche-
rungsrechtlichen Bestimmungen. Das Amt für Wirtschaft und Arbeit nimmt 
die erforderlichen Prüfungen vor und stellt den Vollzug der gesetzlichen Vor-
gaben sicher. Dabei werden sowohl die arbeitsvertraglichen Grundlagen als 
auch die Einhaltung des kantonalen Mindestlohns überprüft. Der Kanton 
steht zudem im fachlichen Austausch mit anderen Kantonen sowie mit Bun-
desstellen. 

 

                                                                                           

 

 


